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rechtfertigte Gegenleistung für den Schaden dar-
stellen, der Hunderttausenden von israelischen . 
Staatsbürgern und in andere Teile der Welt ge-
flüchteten jüdischen Mitmenschen durch das natio-
nalsozialistische Regime zugefügt worden ist. Der 
Staat Israel hat für durch Hitler aus den besetzten 
Ländern Europas vertriebene israelische Neubür-
ger unabsehbare menschliche und soziale Hilfe 
leisten müssen, eine Hilfe, für die einzutreten eine 
historische, politische und sittliche Verpflichtung 
des sich moralisch wiedererhebenden deutschen Vol-
kes ist. 
Die deutsche Bundesrepublik hat durch ihre seitens 
der Bundesregierung und der Bundestagsfraktionen 
am 27. September 1951 bekundete Wiedergut-
machungsbereitschaft moralischen Kredit gewonnen. 

Dieser moralische Kredit ist die Grundlage für die 
gute Zusammenarbeit zwischen Deutschland und der 
gesamten freien Welt, er darf dem Gesichtspunkt 
arabisch - isrg.plic:(11(•r Soar.P.unc!i42-1 nicht geopfert 
werden. Ohne 1.rft..ion r.vt. 1 - rciil :ann D•utsdiland 
selber keinen 1'1 .c-den finci,.•n. Wir dürfen mit der 
Verwirklichung dieses Frieslens nicht mehr zögern. 
Das Wiedergutmadiungsabkommen soll nicht zu-
letzt auch namenlose Not unter den überleben-
den der großen Judenverfolgungen lindern. helfen. 
Jede Verzögerung der Abwicklung des Wiedergut-
machungsvertrages würde angesichts der Not der 
überlebenden neue Schuld schaffen und die Leiden 
Unschuldiger verlängern. 

Aktion „FRIEDE MIT ISRAEL" 

d) Brief des Deutschen Koordinierungsrates der Gesellschaften für 
chriftlidi•jüdisdie Zusammenarbeit 

Frankfurt, am 16. November 1952 

An den 
Herrn Bundeskanzler 
Dr. Konrad Adenauer 
Bonn 	 . - 
Haus des Bundeskanzlers 

Hochverehrter Herr Bundeskanzler! 
Der Deutsche Koordinierungsrat begrüßt die Erklä-
rung, die Sie, hochverehrter Herr Bundeskanzler, zu 
dem Einspruch der arabischen Liga gegen die Ratifi-
zierung des Wiedergutmachungsvertrages mit Israel 
abgegeben haben, und stellt sich geschlossen hinter 
die von der Bundesregierung erfolgte Politik des 
Wiedergutmachungswillens und der Vertragstreue.. 
Da der Wiedergutmachungsvertrag mit Israel ein 
Werk des Friedens ist, da die im Vertrag vorge-
sehenen deutschen Leistungen nach den Bestimmun-
gen des Vertrages nur friedlichen Zwecken dienen 
dürfen, und da ferner sowohl die Bundesregierung 
als auch die Regierung des Staates Israel bereit sind, 
mit arabischen Staaten über Kontrollen zu verhan-
deln, die gewährleisten sollen, daß das Friedens-
werk der Wiedergutmachung nicht kriegerischen 
Zwecken dienstbar gemacht wird, ist nach der Auf-
fassung des Deutschen Koordinierungsrates alles 
geschehen, was die arabischen Staaten billigerweise 
von uns verlangen können. 
Sollten die arabischen Staaten trotzdem darauf be-
stehen, daß der Wiedergutmachungsvertrag nicht 
ratifiziert oder nicht erfüllt wird, so kann dem nur 
die Absicht zugrunde liegen, die Bundesrepublik in 
den Dienst einer Politik zu stellen, die das Recht des 
Staates Israel, innerhalb seiner heutigen Grenzen 
in Palästina zu existieren, verneint und die darauf 
abzielt, diesem Staat die wirtschaftlichen Entwick-
lungsmöglichkeiten abzuschneiden. Die Bundesrepu-
blik soll daran verhindert werden, von dem Staat 
Israel die schweren wirtschaftlichen Schwierigkei-
ten und Schäden abzuwenden, die diesem Staat 
dadurch entstanden sind, daß er binnen weniger 
Jahre eine halbe Million von Flüchtlingen aufge-
nommen hat, die von Hitler aus ihrer Heimat ver- 

trieben worden sind, oder denen Hitler den Aufent-
halt in ihrer bisherigen Heimat unerträglich gemacht 
hat. Im Dienste des arabischen Interesses an einer 
wirtschaftlichen und politischen Erdrosselung des 
Staates Israel soll die Bundesrepublik auf eine Wie- 
dergutmachung an Israel überhaupt verzichten und 
das von ihrer Regierung gegebene Wort brechen. 
Der Deutsche Koordinierungsrat ist der Meinung, 
daß wir Deutsche diese Forderung nach göttlichem 
und menschlichem Recht ablehnen müssen. Wir wür-
den uns in neue schwere Schuld verstricken und 
unser Gesicht verlieren, wenn wir anders handelten. 
Wenn die Ablehnung dieses unbilligen Anspruchs 
zur Folge haben sollte,. daß arabische Staaten die 
wirtschaftlichen oder gar die diplomatischen Bezie-
hungen mit der Bundesrepublik abbrechen und den 
Boykott deutscher Waren anordnen, so würde das 
gleichbedeutend sein mit der Eröffnung eines kalten 
Krieges mit dein Ziel, uns gegen unser Gewissen 
und die Gebote der Rechtlichkeit zu einer für uns 
verderblichen, unser nicht würdigen Handlung zu. 
zwingen. Der Deutsche Koordinierungsrat prote-
stiert in aller Feierlichkeit gegen die Stimmen der-
jenigen; die behaupten, daß die Schwere der ange-
drohten Nachteile für uns keine andere Wahl übrig 
lasse, als die Unterwerfung. Eine solche Behauptung 
ist für unser aufrechtes Staatsgefühl demütigend 
und sie ist außerdem nicht redlich. 
Der Deutsche Koordinierungsrat würde jede Ab-
weichung von der Haltung, die von der Bundesregie-
rung bisher eingenommen worden ist, für ein schwe-
res nationales Unglück halten. Er bittet Sie, sehr 
verehrter Herr Bundeskanzler, alles zu unterneh-
men, was von Seiten der Bundesregierung veran-
laßt werden kann, um die Ratifizierung der Luxem-
burger Verträge zu beschleunigen. . 
Mit dem Ausdruck 	.._ 

unserer vorzüglichen Hochachtung 
Der Vorstand: 

gez. Max C. Cahn 
gez. Dr. A. Freudenberg 
gez. Dr. J. M. Nielen. 
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